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Betr.: Vorschlag fur eine Richtlinie Gber die strafrechtliche Bekampfung von

gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug
— Politische Einigung

1. Die Kommission hat am 12.Juli2012 einen Vorschlag' fiir eine Richtlinie iiber die
strafrechtliche Bekdmpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem
Betrug vorgelegt.

2. Mit dem Richtlinienentwurf sollen die notwendigen MaBBnahmen festgelegt werden, um die
wirksame, angemessene und abschreckende strafrechtliche Bekdmpfung von gegen die
finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug sicherzustellen.

3. Der Rat hat am 6.Juni 2013 eine allgemeine Ausrichtung zu dem Richtlinienentwurf’
festgelegt und damit dem Vorsitz ein Verhandlungsmandat zur Aufnahme von Trilogen mit
dem Europdischen Parlament erteilt.

4.  Das Europédische Parlament hat am 16. April 2014 seinen Standpunkt in erster Lesung zu dem
Richtlinienentwurf festgelegt®.

' Dok. 12683/12.

> Dok. 10729/13.

> Dok. 9024/14.
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5. Nach sieben Trilogen zwischen 2014 und 2016 haben der Vorsitz und die Vertreter des
Européischen Parlaments mit Unterstiitzung der Kommission am 30. November 2016 eine

Einigung tiber den beiliegenden Gesamtkompromisstext (siche Anlage) erzielt.

6. In einer gemeinsamen Sitzung, die am 12.Januar 2017 stattfand, haben der
Haushaltskontrollausschuss (CONT) und der Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und
Inneres (LIBE) des Europdischen Parlaments {iber den Wortlaut des Richtlinienentwurfs, wie
er aus den interinstitutionellen Verhandlungen hervorgegangen ist, abgestimmt und diesen
gebilligt. Die Vorsitzenden dieser Ausschiisse, Frau Ingeborg GriBle und Herr Claude
Moraes, teilten dem Présidenten des Ausschusses der Stindigen Vertreter in einem Schreiben
mit, dass sie — sollte der Text dem Europdischen Parlament formlich als vom Rat in erster
Lesung festgelegter Standpunkt zu diesem Legislativvorschlag iibermittelt werden — den
Mitgliedern des Haushaltskontrollausschusses und des Ausschusses flir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres und anschlieBend dem Plenum empfehlen werden, dass das
Parlament den Standpunkt des Rates in erster Lesung im Rahmen seiner zweiten Lesung ohne
Abinderungen  billigt, vorbehaltlich der Uberpriifung durch die Rechts- und

Sprachsachverstindigen der beiden Organe.

7. Der Ausschuss der Stindigen Vertreter hat auf seiner Tagung vom 25. Januar 2017 dem Rat
empfohlen, eine politische Einigung liber den in der Anlage enthaltenen Text der Richtlinie zu
erzielen. Die zyprische, die deutsche, die ungarische, die irische, die maltesische und die
polnische Delegation haben dabei erklért, dass sie den derzeitigen Kompromisstext nicht

befiirworten.

8. Der Rat wird somit ersucht, eine politische Einigung iiber den Text der Richtlinie in der

Fassung der Anlage zu erzielen.
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ANLAGE

Vorschlag fiir eine

RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber die strafrechtliche Bekdimpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union

gerichtetem Betrug

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag liber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 83

Absatz 2,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Rechnungshofs®,

gemél dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(D) Der Schutz der finanziellen Interessen der Union erstreckt sich nicht nur auf die Verwaltung
von Haushaltsmitteln, sondern auch auf sdmtliche Maflnahmen, die die Vermdgenswerte der
Union und der Mitgliedstaaten beeintrachtigen oder zu beeintrachtigen drohen, soweit sie

fiir die Unionspolitik von Belang sind.

4 ABLC,,S..
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3)

Mit dem Ubereinkommen iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europiischen
Gemeinschaften vom 26. Juli 1995° einschlieBlich der dazugehérigen Protokolle vom

27. September 1996°, 29. November 19967 und 19. Juni 1997® (im Folgenden
"Ubereinkommen") werden Mindestvorschriften zur Definition von Straftatbestéinden und
Sanktionen in Bezug auf Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union
festgelegt. Das Ubereinkommen wurde von den Mitgliedstaaten erarbeitet, die feststellten,
dass Betrug zum Nachteil der Einnahmen und Ausgaben der Union in vielen Fillen nicht auf
ein einzelnes Land beschrédnkt ist und oft von Netzwerken der organisierten Kriminalitit
begangen wird; auf dieser Grundlage wurde in dem Ubereinkommen bereits anerkannt, dass
der Schutz der finanziellen Interessen der Union eine strafrechtliche Verfolgung von gegen
diese Interessen gerichteten betriigerischen Handlungen erfordert. Parallel dazu wurde die
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates’ angenommen. In der genannten
Verordnung wird eine Rahmenregelung fiir einheitliche Kontrollen sowie fiir
verwaltungsrechtliche Mallnahmen und Sanktionen bei Unregelmafigkeiten in Bezug auf
das Unionsrecht getroffen, wihrend gleichzeitig auf sektorbezogene Regelungen in diesem
Bereich, betriigerische Praktiken im Sinne des Ubereinkommens und die Anwendung des

Strafrechts und der Strafverfahren der Mitgliedstaaten hingewiesen wird.

Um die Anwendung der Unionspolitik im Bereich des Schutzes der finanziellen Interessen
der Union sicherzustellen, die der Gegenstand von Harmonisierungsmafinahmen wie der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates war, muss unbedingt die Angleichung des
Strafrechts der Mitgliedstaaten fortgesetzt werden, indem der verwaltungs- und
zivilrechtliche Schutz gegen besonders gravierende Formen betrugsidhnlichen Verhaltens in
diesem Bereich ergidnzt wird; dabei sollten Inkonsistenzen in und zwischen diesen

Rechtsbereichen vermieden werden.

R~ CHEE N B Y|

ABI. C 316 vom 27.11.1995, S. 48.

ABI. C 313 vom 23.10.1996, S. 1.

ABI. C 151 vom 20.5.1997, S. 1.

ABI. C 221 vom 19.7.1997, S. 11.

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz
der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften (ABI. L 312 vom 23.12.1995,
S. 1).
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4)

(42)

(4b)

Zum Schutz der finanziellen Interessen der Union bedarf es einer gemeinsamen Definition
von Betrug im Sinne des Geltungsbereichs dieser Richtlinie, die sdmtliche betriigerischen
Handlungen zu Lasten der Einnahmen- oder der Ausgabenseite und der Vermogenswerte
des Gesamthaushalts der Europdischen Union ("Unionshaushalt") umfasst, einschlieBlich
Finanzoperationen wie Anleihe- und Darlehenstitigkeiten. Der Begriff der gegen das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem, das mit der Richtlinie 2006/112/EG des Rates
eingefiihrt wurde, gerichteten schweren Straftat bezieht sich auf die schwersten Formen des
Mehrwertsteuerbetrugs, insbesondere Karussellbetrug, "Missing-Trader-Betrug" und im
Rahmen einer kriminellen Vereinigung begangener Mehrwertsteuerbetrug, aus denen eine
ernsthafte Bedrohung fiir das gemeinsame Mehrwertsteuersystem und somit den
Unionshaushalt erwichst. Eine gegen das gemeinsame Mehrwertsteuersystem gerichtete
Straftat sollte als schwere Straftat gelten, wenn sie mit dem Hoheitsgebiet von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten der Union im Zusammenhang steht, auf ein Betrugssystem
zuriickzufiihren ist, bei dem die Straftat in strukturierter Form mit dem Ziel begangen wird,
einen ungerechtfertigten Vorteil aus dem gemeinsamen Mehrwertsteuersystem zu ziehen,
und wenn der durch die Straftat verursachte Gesamtschaden den Schwellenbetrag von
10 Mio. EUR fibersteigt. Mit dem Begriff Gesamtschaden wird der aus dem gesamten
Betrugssystem resultierende geschétzte Schaden fiir die finanziellen Interessen sowohl der
betroffenen Mitgliedstaaten als auch der Union bezeichnet. Dies schlieBt Zinsen oder
Geldstrafen aus. Mit dieser Richtlinie soll ein Beitrag zur Bekdmpfung dieser Formen der
Kriminalitét geleistet werden.

Fiihrt die Kommission den Haushaltsplan im Wege der geteilten oder der indirekten
Mittelverwaltung aus, so kann sie den Mitgliedstaaten Haushaltsvollzugsaufgaben
iibertragen oder Agenturen oder Einrichtungen, die geméf den Vertragen errichtet wurden,
oder bestimmte andere Einrichtungen und Personen damit betrauen. In all diesen Fallen
sollten die finanziellen Interessen der Union in gleichem Umfang geschiitzt sein wie im

Rahmen der direkten Mittelverwaltung durch die Kommission.

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie sind Ausgaben im Zusammenhang mit der Vergabe
offentlicher Auftrage alle Ausgaben in Verbindung mit 6ffentlichen Auftragen im Sinne des
Artikels 101 Absatz 1 der Verordnung Nr. 966/2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den
Gesamthaushaltsplan der Union'’.

10

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur
Authebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom
26.10.2012, S. 1).
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)

(6)

(7

®)

)

Die Rechtsvorschriften der Union zur Geldwischebekdmpfung sind in vollem Umfang auf
das Waschen von Ertrdgen aus den in dieser Richtlinie genannten Straftaten anwendbar.
Durch Bezugnahme auf diese Rechtsvorschriften sollte sichergestellt werden, dass die durch
diese Richtlinie eingefiihrte Sanktionsregelung fiir simtliche gegen die finanziellen
Interessen der Europdischen Union gerichteten schweren Straftaten gilt.

Korruption stellt eine besonders ernste Bedrohung fiir die finanziellen Interessen der Union
dar, die sich in vielen Féllen auch mit betriigerischen Handlungen in Verbindung bringen
lasst. Da jeder 6ffentliche Bedienstete verpflichtet ist, seinen Urteils- oder
Ermessensspielraum unparteiisch zu nutzen, sollte die Bestechung zwecks Beeinflussung
des Urteils oder des Ermessens eines 6ffentlichen Bediensteten und die Bestechlichkeit unter
die Definition von Korruption fallen, ungeachtet der Rechtsvorschriften des Landes oder der
internationalen Organisation des jeweiligen Bediensteten.

Die finanziellen Interessen der Union kénnen zudem durch bestimmte Verhaltensweisen
eines mit der Verwaltung von Mitteln oder Vermogenswerten beauftragten 6ffentlichen
Bediensteten — sei es in einer ausfiihrenden oder in einer iiberwachenden Funktion —
beeintrachtigt werden, die darauf abstellen, Mittel oder Vermogenswerte fiir andere Zwecke
als vorgesehen missbrauchlich zu verwenden, wobei ein Schaden fiir die finanziellen
Interessen der Union bewirkt wird. Daher besteht die Notwendigkeit, derartige
Verhaltensweisen abdeckende Straftatbestéinde genau zu definieren.

Im Zusammenhang mit den Straftatbestinden Bestechlichkeit und missbrauchliche
Verwendung ist es erforderlich, den Begriff "6ffentlicher Bediensteter" so weit zu
definieren, dass samtliche Bediensteten, gleichviel ob sie ein 6ffentliches Amt in der Union,
in den Mitgliedstaaten oder in Drittldindern bekleiden, erfasst werden. Privatpersonen sind
zunehmend in die Verwaltung der Mittel der Union eingebunden. Um die Mittel der Union
angemessen vor Korruption und missbrauchlicher Verwendung zu schiitzen, muss der
Begriff "6ffentlicher Bediensteter" daher auch Personen erfassen, die kein 6ffentliches Amt
bekleiden, denen aber gleichwohl in dhnlicher Weise 6ffentliche Aufgaben im
Zusammenhang mit den Mitteln der Union libertragen wurden und die diese wahrnehmen,
wie z. B. Auftragnehmer, die in die Verwaltung dieser Mittel eingebunden sind.

Was die von dieser Richtlinie erfassten Straftaten betrifft, so muss fiir simtliche Elemente
dieser Straftaten Vorsitzlichkeit bestehen. Der vorsitzliche Charakter einer Handlung oder
Unterlassung kann aus den objektiven Tatumstinden geschlossen werden. Von natiirlichen
Personen begangene Straftaten, die keinen Vorsatz voraussetzen, werden von dieser
Richtlinie nicht erfasst.
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(10)

(In

(12)

(13)

(14)

(15)

Diese Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht, in ihrem nationalen Recht bei minder
schweren Straftaten, die Vorsatz vermuten lassen, Sanktionen in Form von Freiheitsstrafen

fir die Tater vorzusehen.

Einige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten stehen in der Praxis
hiufig in engem Zusammenhang mit den in Artikel 83 Absatz 1 des Vertrags und den darauf
basierenden Rechtsvorschriften der Union erfassten Straftaten. Daher sollte bei der
Formulierung der Bestimmungen auf die Kohdrenz zwischen diesen Rechtsvorschriften und

dieser Richtlinie geachtet werden.

Juristische Personen sollten in dem Malf3e, wie die finanziellen Interessen der Union durch
ein ihnen zurechenbares Verhalten geschidigt oder bedroht werden kdnnen, fiir die in dieser

Richtlinie definierten und in ihrem Namen begangenen Straftaten haftbar sein.

Um einen gleichwertigen Schutz der finanziellen Interessen der Union durch abschreckende
Maflnahmen in der gesamten Union sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten ferner
bestimmte Sanktionen und Strafmafle fiir die in dieser Richtlinie definierten Straftatbestinde
vorsehen. Die Strafmafle sollten nicht iiber das hinausgehen, was fiir derartige Straftaten

angemessen ist.

Da diese Richtlinie Mindestvorschriften enthélt, steht es den Mitgliedstaaten frei, strengere
Vorschriften fiir Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union zu erlassen

oder aufrechtzuerhalten.

Diese Richtlinie beriihrt nicht die ordnungsgeméfe und wirksame Anwendung
disziplinarrechtlicher MaBBnahmen oder von Sanktionen, die nicht strafrechtlicher Art sind.
Sanktionen anderer Art, die nicht mit strafrechtlichen Sanktionen gleichgesetzt werden
konnen und die gegen die betreffende Person wegen desselben Verhaltens bereits verhéngt
worden sind, kénnen bei der Verurteilung einer Person fiir eine Straftat im Sinne dieser
Richtlinie beriicksichtigt werden. Bei sonstigen Sanktionen sollte der Grundsatz "ne bis in
idem" in vollem Umfang eingehalten werden. Durch diese Richtlinie werden keine
Handlungen zu Straftaten erhoben, die nicht auch disziplinarrechtlichen Strafen oder
sonstigen Maflnahmen zur Ahndung von Verstdfen gegen die Dienstpflichten unterliegen,
sofern die betreffenden disziplinarrechtlichen Strafen oder sonstigen MaBnahmen auf die

betroffenen Personen anwendbar sind.
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(16)

(17)

Die Sanktionen fiir natiirliche Personen sollten in bestimmten Fillen eine Freiheitsstrafe im
Hochstmal3 von mindestens vier Jahren vorsehen. Dies sollte zumindest Fille umfassen, in
denen erhebliche Schédden verursacht oder erhebliche Vorteile erlangt wurden, wobei die
Schédden oder Vorteile bei Summen von mehr als 100 000 EUR als erheblich betrachtet
werden sollten. Die Mitgliedstaaten, in deren Rechtsordnung kein ausdriicklicher
Schwellenbetrag fiir erhebliche Schdden oder Vorteile als Grundlage fiir die Hochststrafe
gesetzlich vorgesehen ist, sollten sicherstellen, dass der Umfang des Schadens oder Vorteils
bei der Festlegung von Sanktionen fiir Betrug oder betrugséhnliche Straftaten durch ihre
Gerichte gebiihrend beriicksichtigt wird. Die Richtlinie steht dem nicht entgegen, dass die
Mitgliedstaaten andere Elemente zur Einordnung der Schwere einer Straftat vorsehen, wenn
es sich beispielsweise um einen potenziellen Schaden oder Vorteil von jedoch erheblichem
AusmalB handelt. Bei gegen das gemeinsame Mehrwertsteuersystem gerichteten Straftaten
jedoch liegt der Schwellenbetrag, ab dem eine Straftat als erheblich betrachtet werden sollte,

im Einklang mit der Richtlinie bei 10 Millionen EUR.

Die Einfiihrung von Mindeststrafmafen bei den Freiheitshochststrafen ist notwendig, um in
der gesamten Union einen gleichwertigen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewihrleisten. Von den Sanktionen wird unionsweit eine stark abschreckende Wirkung auf

mogliche Straftiter ausgehen.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass es im Einklang mit den in ihrer
Rechtsordnung festgelegten einschldgigen Bestimmungen als erschwerender Umstand gilt,
wenn eine Straftat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung im Sinne des
Rahmenbeschlusses 2008/841/J1 des Rates'' begangen wurde. Sie sollten sicherstellen, dass
die Gerichte diesen erschwerenden Umstand bei der Verurteilung von Straftétern
berticksichtigen kdnnen, auch wenn die Gerichte nicht verpflichtet sind, ihm Rechnung zu
tragen. Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, den erschwerenden Umstand in ihrem
Recht vorzusehen, wenn Straftaten im Sinne des Rahmenbeschlusses 2008/841/J1 des Rates

nach diesem Recht als eigene Straftatbestdnde gelten und strenger bestraft werden konnen.

11

ABI. L 300 vom 11.11.2008, S. 42.
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(18)  Vor allem in Anbetracht der Mobilitéit der Téter und der Ertrdge aus rechtswidrigen
Tatigkeiten zu Lasten der finanziellen Interessen der Union sowie der Komplexitit der sich
daraus ergebenden grenziiberschreitenden Untersuchungen sollten alle Mitgliedstaaten ihre
gerichtliche Zustandigkeit begriinden, um gegen diese Tétigkeiten vorgehen zu kdnnen.
Dabei sollten sie sicherstellen, dass ihre gerichtliche Zusténdigkeit sich auch auf Fille
erstreckt, in denen eine Straftat mittels einer Informations- und Kommunikationstechnologie

begangen wurde, auf die der Zugriff aus ihrem Hoheitsgebiet erfolgte.

(18a) Angesichts der Moglichkeit der gerichtlichen Zustdndigkeit mehrerer Mitgliedstaaten bei
grenziiberschreitenden Straftaten, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen,
sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass der Grundsatz "ne bis in idem" bei der
Anwendung der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie in vollem

Umfang eingehalten wird.

(19) Die Mitgliedstaaten sollten Vorschriften liber Verjahrungsfristen festlegen, damit sie gegen
rechtswidrige Tatigkeiten zu Lasten der finanziellen Interessen der Union vorgehen kénnen.
Bei Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe im Hochstmal3 von mindestens vier Jahren
bedroht sind, sollte die Verjahrungsfrist mindestens fiinf Jahre ab dem Zeitpunkt der
Begehung der Straftat betragen. Dies beriihrt nicht die Mitgliedstaaten, die keine
Verjahrungsfristen fiir Ermittlung, Verfolgung und Vollstreckung festsetzen.
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21

(22)

Unbeschadet der Vorschriften iiber die grenziiberschreitende Zusammenarbeit und die
Rechtshilfe in Strafsachen und sonstiger Rechtsvorschriften der Union, insbesondere der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates tliber
die Untersuchungen des Europiischen Amtes fiir Betrugsbekampfung (OLAF)'? miissen
hinreichende Vorkehrungen fiir die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission getroffen werden, damit gegen Straftaten zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union im Sinne dieser Richtlinie wirksam vorgegangen werden kann; hierzu
zahlt, dass die Mitgliedstaaten und die Kommission Informationen austauschen und dass die
Kommission den zustéindigen nationalen Behdrden technische und operative Unterstiitzung

leistet, damit sie gegebenenfalls ihre Untersuchungen besser koordinieren kdnnen.

Die Tatsache, dass die Kommission Unterstiitzung leistet, sollte nicht dazu fiihren, dass sie
sich an den Verfahren der nationalen Behorden zur Ermittlung oder Verfolgung einzelner
Straftaten beteiligt. Der Rechnungshof und die Rechnungspriifer, die fiir die Priifung der
Haushaltsplidne der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen zusténdig sind, sollten das
OLAF und andere zustéindige Behorden iiber jede Tatsache unterrichten, die als Straftat im
Sinne dieser Richtlinie eingestuft werden konnte, und die Mitgliedstaaten sollten im
Einklang mit Artikel 8 der Verordnung Nr. 883/2013 dafiir sorgen, dass die nationalen
Priifstellen im Sinne von Artikel 59 der Verordnung Nr. 966/2012" dies ebenfalls tun.

Die Kommission sollte dem Européischen Parlament und dem Rat berichten, welche
MaBnahmen die Mitgliedstaaten ergriffen haben, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie
kann ihrem Bericht erforderlichenfalls Vorschlige beifiigen, um etwaigen Entwicklungen,

insbesondere was die Finanzierung des Unionshaushalts anbelangt, Rechnung zu tragen.

12

13

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
11. September 2013 iiber die Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir
Betrugsbekdampfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europédischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des
Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur
Authebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom
26.10.2012, S. 1).
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(23)

(23a)

(24)

Das Ubereinkommen iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen
Gemeinschaften vom 26. Juli 1995'* und die dazugehdrigen Protokolle vom

27. September 1996'°, 29. November 1996'® und 19. Juni 1997'7 sollten in Bezug auf die
Mitgliedstaaten, die durch diese Richtlinie gebunden sind, durch diese Richtlinie ersetzt

werden.

Hinsichtlich der Anwendung von Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe d der Richtlinie (EU)
2015/849 sollte die Bezugnahme auf schweren Betrug zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union nach der Definition in Artikel 1 Absatz 1 und in Artikel 2 Absatz 1 des
Ubereinkommens iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europiischen
Gemeinschaften als Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union nach der
Definition in Artikel 3 und in Artikel 7 Absatz 3 oder — in Bezug auf Verstofe gegen das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem — in Artikel 2 Absatz 2 der vorliegenden Richtlinie

ausgelegt werden.

Zur ordnungsgemaiflen Umsetzung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten ist es unter
anderem erforderlich, personenbezogene Daten in den zustindigen nationalen Behorden zu
verarbeiten und zwischen den Mitgliedstaaten einerseits sowie zwischen den zustindigen
Stellen der Union andererseits auszutauschen. Die Verarbeitung personenbezogener Daten
auf nationaler Ebene zwischen den zustédndigen nationalen Behdrden sollte durch den
Besitzstand geregelt werden. Der Austausch personenbezogener Daten zwischen
Mitgliedstaaten sollte den Anforderungen des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates'®
geniigen. Etwaige Verarbeitungen personenbezogener Daten durch Organe, Einrichtungen,
Amter oder Agenturen der Union sollten in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EG)

Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates'® und den geltenden Bestimmungen

iiber die Vertraulichkeit gerichtlicher Untersuchungen erfolgen.

14
15
16
17
18

19

ABIL C316 vom 27.11.1995, S. 48.

ABI. C 313 vom 23.10.1996, S. 1.

ABI. C 151 vom 20.5.1997, S. 1.

ABI. C 221 vom 19.7.1997, S. 11.

Rahmenbeschluss 2008/977/J1 des Rates vom 27. November 2008 iiber den Schutz
personenbezogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit
in Strafsachen verarbeitet werden (ABI. L 350 vom 30.12.2008, S. 60).

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europidischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

5478/17 aih/HAL/pag 11
ANLAGE DG D 2B DE



(25)

(25a)

(25b)

Die mit der Verhdngung strafrechtlicher Sanktionen angestrebte Abschreckungswirkung
erfordert besondere Umsicht hinsichtlich der Grundrechte. Diese Richtlinie wahrt die in der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union verankerten Grundrechte und anerkannten
Grundsitze, insbesondere das Recht auf Freiheit und Sicherheit, das Recht auf den Schutz
personenbezogener Daten, die Berufsfreiheit und das Recht zu arbeiten, die
unternehmerische Freiheit, das Eigentumsrecht, das Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht, die Unschuldsvermutung und die
Verteidigungsrechte, die Grundsétze der GesetzméBigkeit und der VerhiltnismaBigkeit im
Zusammenhang mit Straftaten und Sanktionen sowie das Recht, wegen derselben Straftat
nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden (ne bis in idem). Diese
Richtlinie soll die uneingeschriankte Wahrung dieser Rechte und Grundsitze gewihrleisten

und ist entsprechend umzusetzen.

Unbeschadet der einschlidgigen sektorspezifischen Unionsregeln fiir Finanzkorrekturen und
die Wiedereinziehung von zu Unrecht gezahlten Betrdgen sollten die Mitgliedstaaten die
notwendigen Mallnahmen ergreifen, um die sofortige Wiedereinziehung solcher Betrdge und

ihre Uberweisung zugunsten des Unionshaushalts sicherzustellen.

Beim Schutz der finanziellen Interessen der Union spielen verwaltungsrechtliche
MafBnahmen und Sanktionen eine bedeutende Rolle. Diese Richtlinie entbindet die
Mitgliedstaaten nicht von der Verpflichtung, verwaltungsrechtliche Maflnahmen und
Sanktionen der Union im Sinne der Artikel 4 und 5 der Verordnung (EG, Euratom)

Nr. 2988/95 anzuwenden und durchzusetzen.
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(25c¢) Diese Richtlinie sollte die Mitgliedstaaten verpflichten, in ihren nationalen Rechtsvorschriften
strafrechtliche Sanktionen fiir gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete
betriigerische Handlungen und betrugsdhnliche Straftaten, auf die diese Richtlinie Anwendung
findet, vorzusehen. Durch diese Richtlinie sollte keine Verpflichtung geschaffen werden, diese
Sanktionen oder andere Formen der Strafverfolgung im Einzelfall anzuwenden. Grundsétzlich
konnen die Mitgliedstaaten in dem von der Richtlinie erfassten Bereich verwaltungsrechtliche
MaBnahmen und Sanktionen weiterhin parallel anwenden. Bei der Anwendung der nationalen
Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten allerdings
gewihrleisten, dass bei der Verhdngung strafrechtlicher Sanktionen fiir Straftaten gemaf3
dieser Richtlinie und von verwaltungsrechtlichen Ma3nahmen und Sanktionen nicht gegen

die Charta der Grundrechte verstoflen wird.

(25d) Diese Richtlinie sollte nicht die Zusténdigkeiten der Mitgliedstaaten beriihren, im Hinblick
auf die ordnungsgemifle Ermittlung, Veranlagung und Erhebung der Mehrwertsteuer sowie
die wirksame Anwendung der Mehrwertsteuervorschriften die Struktur und Organisation

ihrer Steuerverwaltung nach eigenem Ermessen festzulegen.

(26)  Diese Richtlinie findet Anwendung unbeschadet der die Authebung der Befreiungen
betreffenden Bestimmungen der Vertrige, des Protokolls iiber die Vorrechte und
Befreiungen der Europdischen Union, der Satzung des Gerichtshofs sowie der dazu jeweils
erlassenen Durchfiihrungsvorschriften und dhnlicher Bestimmungen des nationalen Rechts.
Bei der Umsetzung dieser Richtlinie in nationales Recht sowie bei der Anwendung der
nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie wird diesen Vorrechten und
Befreiungen einschlieBlich der Wahrung der Freiheit des Mandats der Mitglieder in vollem
Umfang Rechnung getragen.

(27)  Diese Richtlinie ldsst die allgemeinen Bestimmungen und Grundsétze der innerstaatlichen
Strafrechtsvorschriften iiber die Verhdngung und den Vollzug von Strafen nach MaB3gabe

der im konkreten Einzelfall vorliegenden Umsténde unberiihrt.
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(28)

(29)

(30)

(€1Y

Da das Ziel dieser Richtlinie auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann und wegen des Umfangs und der Wirkungen der Mafinahme besser auf
Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags iiber die Europédische Union niedergelegten Subsidiaritatsprinzip titig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit geht

diese Richtlinie nicht iiber das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Mal} hinaus.

Nach Artikel 3 und Artikel 4a Absatz 1 des dem Vertrag tiber die Européische Union und
dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen Union beigefiigten Protokolls (Nr. 21)
iiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts hat Irland mitgeteilt, dass es sich an der Annahme

und Anwendung dieser Richtlinie beteiligen mochte.

Gemail den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten Protokolls (Nr. 21)
iiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beteiligt sich das Vereinigte Konigreich unbeschadet
des Artikels 4 dieses Protokolls nicht an der Annahme dieser Richtlinie und ist weder durch

diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet.

Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union beigefiigten Protokolls (Nr. 22) iiber die
Position Danemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser Richtlinie und ist

weder durch diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet —
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Titel I: Gegenstand und Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

In dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften fiir die Definition von Straftatbestdnden und

Sanktionen im Bereich der Bekdmpfung von Betrug und sonstigen gegen die finanziellen Interessen

der Union gerichteten rechtswidrigen Tatigkeiten festgelegt, um im Einklang mit dem einschldgigen

Besitzstand der Union einen wirksamen Beitrag zu einem stdrkeren Schutz vor Straftaten zu Lasten

dieser finanziellen Interessen zu leisten.

(1

2

3)

Artikel 2

Definition der finanziellen Interessen der Union und Anwendungsbereich der Richtlinie

Fir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "finanzielle Interessen der Union"

samtliche Einnahmen, Ausgaben und Vermdgenswerte, die
a) im Haushaltsplan der Union erfasst werden,;

b) in den Haushaltspldnen der nach den Vertragen geschaffenen Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen oder in den von diesen direkt oder indirekt verwalteten und

iiberwachten Haushaltsplédnen erfasst werden.

Im Zusammenhang mit Einnahmen aus den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln findet diese
Richtlinie nur bei schweren VerstoBen gegen das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
Anwendung. Fiir die Zwecke dieser Richtlinie gilt ein gegen das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem gerichteter Verstol als schwerer Versto, wenn eine vorsétzliche
Handlung oder Unterlassung nach Artikel 3 Buchstabe d vorliegt, die mit dem Hoheitsgebiet
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Union im Zusammenhang steht und der hierdurch

verursachte Gesamtschaden sich auf mindestens 10 Millionen EUR belautft.

Die Struktur und die Funktionsweise der Steuerverwaltung der Mitgliedstaaten werden von dieser

Richtlinie nicht beriihrt.
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Titel I1: Straftaten im Bereich von Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union

Artikel 3
Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass vorsatzlich
begangener Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union eine stratbare Handlung
darstellt. Fiir die Zwecke dieser Richtlinie gilt Folgendes als "Betrug zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union".

a)  in Bezug auf Ausgaben, die nicht im Zusammenhang mit der Auftragsvergabe stehen, jede
Handlung oder Unterlassung betreffend

1) die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstindiger Erklarungen
oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel oder Vermdgenswerte aus dem
Gesamthaushaltsplan der Union oder aus den Haushaltspldnen, die von der Union
oder in deren Auftrag verwaltet werden, missbrauchlich verwendet oder zu Unrecht
einbehalten werden,

i1)  das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit
derselben Folge oder

ii1)  die missbrauchliche Verwendung dieser Mittel zu anderen Zwecken als denen, fiir
die sie urspriinglich gewahrt wurden;

b) in Bezug auf Ausgaben im Zusammenhang mit der Auftragsvergabe jede Handlung oder
Unterlassung betreffend

1)  die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstidndiger Erkldrungen
oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel oder Vermogenswerte aus dem
Gesamthaushaltsplan der Union oder aus den Haushaltsplénen, die von der Union
oder in deren Auftrag verwaltet werden, missbrauchlich verwendet oder zu Unrecht
einbehalten werden,

i1)  das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit
derselben Folge oder

i)  die missbrauchliche Verwendung dieser Mittel zu anderen Zwecken als denen, fiir
die sie urspriinglich gewdhrt wurden, wodurch die finanziellen Interessen der Union
geschidigt werden,

zumindest wenn sie in der Absicht begangen wird, dem Téter oder einer anderen Person
zum Schaden der finanziellen Interessen der Union einen rechtswidrigen Vorteil zu
verschaffen;
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c) in Bezug auf Einnahmen, bei denen es sich nicht um die unter Buchstabe d genannten
Einnahmen aus Mehrwertsteuer-Eigenmitteln handelt, jede Handlung oder Unterlassung
betreffend
1)  die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstdndiger Erkldrungen
oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Union
oder aus den Haushaltspldnen, die von der Union oder in deren Auftrag verwaltet
werden, missbrauchlich verwendet oder zu Unrecht einbehalten werden,

i1)  das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit
derselben Folge,

iii)  die missbrauchliche Verwendung eines rechtmiBig erlangten Vorteils mit derselben
Folge;

d) in Bezug auf Einnahmen aus Mehrwertsteuer-Eigenmitteln jede im Rahmen eines
grenziiberschreitenden Betrugssystems begangene Handlung oder Unterlassung betreffend
i)  die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstindiger

Mehrwertsteuer-Erklarungen oder -Unterlagen mit der Folge, dass die Mittel des
Unionshaushalts verringert werden;
i1)  das Verschweigen einer Information zur Mehrwertsteuer unter Verletzung einer
spezifischen Pflicht mit derselben Folge;
i)  die Vorlage richtiger Mehrwertsteuer-Erklarungen zur betriigerischen Verschleierung
einer nicht geleisteten Zahlung oder zur unrechtméfBigen Begriindung von
Anspriichen auf Erstattung der Mehrwertsteuer.
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Artikel 4

Gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete betrugsdhnliche Straftaten

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass
Geldwésche im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2015/849 des
Europiischen Parlaments und des Rates*’, die sich auf Vermdgensgegenstinde aus

Straftaten im Sinne der vorliegenden Richtlinie bezieht, eine Straftat darstellt.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass

vorsitzliche Bestechlichkeit und vorsitzliche Bestechung Straftaten darstellen.

a)  Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "Bestechlichkeit" die Handlung
eines Offentlichen Bediensteten, der unmittelbar oder iiber eine Mittelsperson fiir sich
oder einen Dritten Vorteile jedweder Art als Gegenleistung dafiir fordert, annimmt
oder sich versprechen ldsst, dass er eine Diensthandlung oder eine Handlung bei der
Ausiibung seines Dienstes vornimmt oder unterldsst, wodurch die finanziellen

Interessen der Union geschiadigt werden oder geschéadigt werden kdnnen;

b) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "Bestechung" die Handlung einer
Person, die einem 6ffentlichen Bediensteten unmittelbar oder iiber eine Mittelsperson
einen Vorteil jedweder Art fiir ihn selbst oder fiir einen Dritten als Gegenleistung dafiir
verspricht, anbietet oder gewéhrt, dass der Bedienstete eine Diensthandlung oder eine
Handlung bei der Ausiibung seines Dienstes vornimmt oder unterldsst, wodurch die

finanziellen Interessen der Union geschidigt werden oder geschadigt werden konnen.

20 ABL L 141 vom 5.6.2015, S. 73.
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(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mallnahmen, um sicherzustellen, dass die

vorsitzliche missbrauchliche Verwendung eine Straftat darstellt.

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "missbrauchliche Verwendung" das
Verhalten jedes unmittelbar oder mittelbar mit der Verwaltung von Mitteln oder
Vermogenswerten beauftragten 6ffentlichen Bediensteten, der Mittel entgegen ihrer
Zweckbestimmung bindet oder auszahlt oder sonstige Vermdgenswerte entgegen ihrer
Zweckbestimmung zuweist oder verwendet und damit die finanziellen Interessen der Union

schadigt.
(4) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "6ffentlicher Bediensteter"

a) einen "Unionsbeamten" oder "nationalen Beamten", einschlieBlich eines nationalen

Beamten eines anderen Mitgliedstaats und eines nationalen Beamten eines Drittlands;
1) bezeichnet der Ausdruck "Unionsbeamter"

eine Person, die ein Beamter oder sonstiger Vertragsbediensteter im Sinne des Statuts
der Beamten der Européischen Union oder der Beschéftigungsbedingungen fiir die

sonstigen Bediensteten der Europdischen Union ist,

eine Person, die der Européischen Union von den Mitgliedstaaten oder von 6ffentlichen
oder privaten Einrichtungen zur Verfligung gestellt wird und dort Aufgaben
wahrnimmt, die den Aufgaben der Beamten oder sonstigen Bediensteten der

Europdischen Union entsprechen.
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b)

Unbeschadet der Bestimmungen tiber Vorrechte und Befreiungen in den dem EUV und
dem AEUYV beigefiigten Protokollen Nr. 3 und Nr. 7 werden Mitglieder der Organe,
Einrichtungen und sonstigen Stellen, die geméB den Vertrdagen errichtet wurden, und die
Bediensteten dieser Einrichtungen Unionsbeamten gleichgestellt, soweit das Statut der
Beamten der Europdischen Union oder die Beschéftigungsbedingungen fiir die

sonstigen Bediensteten der Europdischen Union nicht fiir sie gelten;

i1) ist der Ausdruck "nationaler Beamter" im Sinne der Definition des Begriffs
"Beamter" oder "Offentlicher Bediensteter" im nationalen Recht des Mitgliedstaats oder

Drittlands zu verstehen, in dem die betreffende Person ihr Amt ausiibt.

Handelt es sich jedoch um ein Verfahren, das ein Mitgliedstaat wegen einer Straftat
einleitet, an der ein Beamter eines anderen Mitgliedstaats oder ein nationaler Beamter
eines Drittlands beteiligt ist, braucht ersterer die Definition fiir den Begriff "nationaler
Beamter" nur insoweit anzuwenden, als diese mit seinem innerstaatlichen Recht im

Einklang steht.

Unter den Begriff "nationaler Beamter" fillt jede Person, die auf nationaler, regionaler
oder lokaler Ebene ein Amt im Bereich der Exekutive, Verwaltung oder Justiz innehat.
Personen, die auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene ein Amt im Bereich der

Gesetzgebung innehaben, werden einem nationalen Beamten gleichgestellt;

eine andere Person, der 6ffentliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung
der oder Entscheidungen iiber die finanziellen Interessen der Union in Mitgliedstaaten

oder Drittlindern iibertragen wurden und die diese Aufgaben wahrnimmt.
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Titel I1I: Allgemeine Bestimmungen zu Straftaten im Bereich [...] der Bekimpfung von

Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union

Artikel 5
Anstiftung, Beihilfe und Versuch

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass die
Anstiftung oder Beihilfe zur Begehung einer Straftat im Sinne der Artikel 3 und 4 als Straftat
geahndet werden kann.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MaBBnahmen, um sicherzustellen, dass der
Versuch der Begehung einer Straftat im Sinne des Artikels 3 und des Artikels 4 Absatz 3 als
Straftat geahndet werden kann.

Artikel 6
Haftung juristischer Personen

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mallnahmen, um sicherzustellen, dass eine
juristische Person fiir eine Straftat im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 haftbar gemacht werden
kann, die zu ithren Gunsten von einer Person begangen wurde, die entweder allein oder als
Teil eines Organs der juristischen Person gehandelt hat und die eine Fiihrungsposition
innerhalb der juristischen Person innehat aufgrund
a)  einer Befugnis zur Vertretung der juristischen Person,

b)  einer Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder

c) einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.
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2

3)

“4)

(1

2

3)

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um zudem sicherzustellen, dass
eine juristische Person haftbar gemacht werden kann, wenn mangelnde Uberwachung oder
Kontrolle durch eine der in Absatz 1 genannten Personen die Begehung einer Straftat im
Sinne der Artikel 3, 4 und 5 zugunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte
Person ermdglicht hat.

Die Haftung einer juristischen Person nach den Absétzen 1 und 2 schlieft die strafrechtliche
Verfolgung natiirlicher Personen als Téter einer Straftat im Sinne der Artikel 3 und 4 oder als
geméal Artikel 5 strafrechtlich haftbare Person nicht aus.

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "juristische Person" jedes Rechtssubjekt,
das diesen Status nach dem jeweils geltenden innerstaatlichen Recht besitzt, mit Ausnahme
von Staaten oder sonstigen Kdrperschaften des dffentlichen Rechts in der Ausiibung ihrer

hoheitlichen Rechte und 6ffentlich-rechtlichen internationalen Organisationen.

Artikel 7

Sanktionen gegen natiirliche Personen

Die Mitgliedstaaten stellen in Bezug auf natiirliche Personen sicher, dass Straftaten im Sinne
der Artikel 3, 4 und 5 mit wirksamen, verhéltnisméaBigen und abschreckenden strafrechtlichen

Sanktionen geahndet werden konnen.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass Straftaten

im Sinne der Artikel 3 und 4 mit einer Freiheitshochststrafe geahndet werden konnen.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass Straftaten
im Sinne der Artikel 3 und 4 mit einer Freiheitsstrafe im Hochstmall von mindestens vier
Jahren geahndet werden kdnnen, wenn sie erhebliche Schiddigungen oder Vorteile nach sich
ziehen. Als erheblich gilt der Schaden oder Vorteil aus einer Straftat im Sinne von Artikel 3
Buchstaben a, b oder ¢ und im Sinne von Artikel 4 bei Betridgen von tiber 100 000 EUR. Der
Schaden oder Vorteil einer Straftat gemal Artikel 3 Buchstabe d gilt vorbehaltlich des
Artikels 2 Absatz 2 stets als erheblich.

Die Mitgliedstaaten kdnnen auch aufgrund anderer im nationalen Recht festgelegter
schwerwiegender Umsténde eine Freiheitsstrafe im Hochstmal} von mindestens vier Jahren

vorsehen.
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(4) Bei Straftaten im Sinne von Artikel 3 Buchstaben a, b oder ¢ und im Sinne von Artikel 4, die
einen Schaden von weniger als 10 000 EUR bzw. einen Vorteil von weniger als 10 000 EUR
nach sich ziehen, konnen die Mitgliedstaaten statt strafrechtlicher Sanktionen andere

Sanktionen vorsehen.

(5) Absatz 1 lasst die Ausiibung der Disziplinargewalt der zustindigen Behorden gegeniiber

offentlichen Bediensteten unberiihrt.

Artikel 8

Erschwerender Umstand

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass es als
erschwerender Umstand gilt, wenn eine Straftat im Sinne der Artikel 3, 4 oder 5 innerhalb einer
kriminellen Vereinigung im Sinne des Rahmenbeschlusses 2008/841 vom 24. Oktober 2008 zur

Bekidmpfung der organisierten Kriminalitdt begangen wird.

Artikel 9

Mindestsanktionen fiir juristische Personen

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass gegen eine im
Sinne des Artikels 6 haftbare juristische Person wirksame, verhéltnisméfige und abschreckende
Sanktionen verhidngt werden, zu denen Geldstrafen und GeldbuBen gehoren und die andere

Sanktionen einschliefBen konnen, darunter:

a) Ausschluss von offentlichen Zuwendungen oder Hilfen,

b) voriibergehender oder dauerhafter Ausschluss von 6ffentlichen Ausschreibungsverfahren,
c) voriibergehendes oder stindiges Verbot der Auslibung einer Handelstatigkeit,
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d) Unterstellung unter richterliche Aufsicht,
e) richterlich angeordnete Er6ffnung des Liquidationsverfahrens,

f) voriibergehende oder endgiiltige SchlieBung von Einrichtungen, die zur Begehung der

Straftat genutzt wurden.

Artikel 10

Sicherstellung und Einziehung

Die Mitgliedstaaten treffen die MaBBnahmen, die erforderlich sind, damit Tatwerkzeuge und Ertrage
aus Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 sichergestellt und eingezogen werden kénnen. Die
Mitgliedstaaten, die durch die Richtlinie 2014/42/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
tiber die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Ertrdgen aus Straftaten in der

Europiischen Union®' gebunden sind, gehen dabei im Einklang mit der genannten Richtlinie vor.

Artikel 11
Gerichtliche Zustdndigkeit

(1) Jeder [...] Mitgliedstaat [...] trifft die erforderlichen Maflnahmen, um seine gerichtliche
Zustindigkeit fiir Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 in den Fillen zu begriinden, in

denen

a) die Straftat ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet begangen worden ist,

b)  essich bei dem Straftiter um einen seiner Staatsangehorigen handelt.

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MaB3nahmen, um seine gerichtliche
Zustindigkeit fiir Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 in den Fillen zu begriinden, in
denen der Tater zum Zeitpunkt der Straftat dem Statut oder den Beschéftigungsbedingungen
fiir die sonstigen Bediensteten unterliegt. Jeder Mitgliedstaat [...] kann auf die Anwendung
der in diesem Absatz festgelegten Vorschriften zur gerichtlichen Zusténdigkeit verzichten
oder diese nur in bestimmten Fillen oder unter bestimmten Umstinden anwenden, und er

setzt die Kommission davon in Kenntnis.

21 Richtlinie 2014/42/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 iiber
die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Ertrdgen aus Straftaten in der
Europdischen Union (ABI. L 127 vom 29.4.2014, S. 39).
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3)

[.].

(M

2

3)

Ein Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission iiber seine Entscheidung, eine weitere
gerichtliche Zusténdigkeit fiir Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5, die aul3erhalb seines

Hoheitsgebiets begangen wurden, in den Fallen zu begriinden, in denen

a)  der gewdhnliche Aufenthalt des Straftiters in seinem Hoheitsgebiet liegt,
b) die Straftat zugunsten einer in seinem Hoheitsgebiet ansdssigen juristischen Person
begangen wird, oder
c) essich bei dem Tater um einen seiner Beamten bei der Ausiibung seiner
Dienstpflichten handelt.
In dem in Absatz 1 Buchstabe b genannten Fall treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen
MalBnahmen, um sicherzustellen, dass ihre gerichtliche Zustindigkeit nicht an die Bedingung
gekniipft wird, dass die Strafverfolgung nur nach einer Anzeige des Opfers an dem Ort, an
dem die Straftat begangen wurde, oder nach einer Benachrichtigung durch den Staat, in dem
sich der Tatort befindet, eingeleitet werden kann.

Artikel 12

Verjihrung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten Straftaten

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mallnahmen zur Festlegung einer
Verjdhrungsfrist, durch die Ermittlungen, StrafverfolgungsmafBnahmen, Gerichtsverfahren
und gerichtliche Entscheidungen bei Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 wéhrend eines
ausreichend langen Zeitraums nach der Begehung dieser Straftaten ermoglicht werden, damit
diese Straftaten wirksam bekdmpft werden konnen.

Die Mitgliedstaaten treffen im Fall von Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5, die mit
einer Freiheitsstrafe im Hochstmall von mindestens vier Jahren geahndet werden konnen, die
erforderlichen MafBinahmen, um Ermittlungen, Strafverfolgungsmafnahmen,
Gerichtsverfahren und gerichtliche Entscheidungen bei Straftaten fiir einen Zeitraum von

mindestens fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt der Begehung der Straftat zu ermoglichen.

Abweichend von Absatz 2 kénnen die Mitgliedstaaten eine Verjadhrungsfrist von weniger als
fiinf Jahren festlegen, die allerdings drei Jahre nicht unterschreiten darf, sofern sie
sicherstellen, dass die Frist bei spezifischen Handlungen unterbrochen oder ausgesetzt werden

kann.
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(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MaBBnahmen, damit Folgendes vollstreckt
werden kann:
a)  eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr, oder alternativ dazu
b) eine Freiheitsstrafe im Fall einer Straftat, die mit einer Freiheitsstrafe im Hochstmal3

von mindestens vier Jahren geahndet wird,

welche nach einer rechtskriftigen Verurteilung wegen einer Straftat im Sinne der Artikel 3, 4
und 5 verhingt wurde, wihrend mindestens fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt der rechtskréftigen
Verurteilung. Diese Frist kann Verldngerungen der Verjdhrungsfrist aufgrund einer

Unterbrechung oder Aussetzung beinhalten.

Artikel 13

Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Betrdige
Von dieser Richtlinie unberiihrt bleibt die Wiedereinziehung

1) der auf EU-Ebene im Zusammenhang mit den Straftaten im Sinne von Artikel 3

Absatz 1 Buchstaben a, b und c sowie der Artikel 4 und 5 zu Unrecht gezahlten Betrége;

i1)  der auf nationaler Ebene im Zusammenhang mit den Straftaten im Sinne von Artikel 3

Absatz 1 Buchstabe d und der Artikel 4 und 5 nicht bezahlten Mehrwertsteuerbetrége.

Artikel 14

Verhdltnis zu anderen Rechtsvorschriften der Union

Die Anwendung von verwaltungsrechtlichen MaBBnahmen, Sanktionen und Geldbuflen, die im
Unionsrecht, insbesondere in Artikel 4 und 5 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95, oder im
einzelstaatlichen Recht im Einklang mit einer besonderen unionsrechtlichen Verpflichtung
festgelegt sind, ldsst diese Richtlinie unberiihrt. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die
ordnungsgeméfe und wirksame Anwendung von im Unionsrecht oder in einzelstaatlichen
Umsetzungsvorschriften festgelegten verwaltungsrechtlichen Maflnahmen, Sanktionen und
GeldbulBlen, die nicht mit einer strafrechtlichen Sanktion gleichgesetzt werden konnen, nicht durch
Strafverfahren iiberméBig beeintrachtigt wird, die auf der Grundlage einzelstaatlicher Vorschriften

zur Umsetzung dieser Richtlinie eingeleitet worden sind.
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Titel IV: Schlussbestimmungen

Artikel 15
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Europdischen Kommission

(Europdisches Amt fiir Betrugsbekdmpfung)

(1) Unbeschadet der Vorschriften iiber die grenziiberschreitende Zusammenarbeit und die
Rechtshilfe in Strafsachen arbeiten die Mitgliedstaaten, Eurojust, die Europidische
Staatsanwaltschaft und die Kommission im Rahmen ihrer jeweiligen Zusténdigkeiten bei der
Bekidmpfung von Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 zusammen. Hierzu leisten die
Kommission und gegebenenfalls Eurojust die technische und operative Hilfe, die die
zustdndigen nationalen Behorden méglicherweise zur besseren Koordinierung ihrer

Untersuchungen bendtigen.

(2) Die zustindigen Behorden in den Mitgliedstaaten kdnnen im Rahmen ihrer Zusténdigkeiten
Informationen mit der Kommission austauschen, um die Feststellung des Sachverhalts zu
erleichtern und ein wirksames Vorgehen gegen Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 zu
gewihrleisten. Die Kommission und die zustindigen nationalen Behorden tragen in jedem
einzelnen Fall den Erfordernissen der Vertraulichkeit und den Datenschutzbestimmungen
Rechnung. Unbeschadet der nationalen Rechtsvorschriften {iber den Zugang zu Informationen
kann ein Mitgliedstaat, wenn er der Kommission Informationen liefert, hierzu besondere
Bedingungen fiir die Verwendung dieser Informationen durch die Kommission oder durch

einen anderen Mitgliedstaat, an den die Informationen iibermittelt werden diirfen, festlegen.

(2a) Der Rechnungshof und die Rechnungspriifer, die fiir die Priifung der Haushaltspldne der
geméil den Vertrdagen geschaffenen Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen oder der von
den Organen verwalteten und iiberwachten Haushaltspléne zustindig sind, unterrichten das
OLAF und andere zustindige Behorden {iber jede Tatsache, von der sie in Ausiibung ihres
Auftrags Kenntnis erlangt haben, wenn sie als Straftat im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 gelten
konnte. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einzelstaatlichen

Rechnungspriifungsorgane ebenso handeln.
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Artikel 16
Ersetzung des Ubereinkommens zum Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen

Gemeinschaften

Das Ubereinkommen iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften
vom 26. Juli 1995 und die diesbeziiglichen Protokolle vom 27. September 1996,

29. November 1996 und 19. Juni 1997 ("Ubereinkommen") werden hierdurch fiir die
Mitgliedstaaten, die durch diese Richtlinie gebunden sind, mit Wirkung vom [Tag des
Anwendungsbeginns gemél Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 2] ersetzt. Fiir die Mitgliedstaaten, die
durch diese Richtlinie gebunden sind, gelten Verweise auf das Ubereinkommen als Verweise auf

diese Richtlinie.

Artikel 17

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen spétestens am [zwei Jahre nach der
Annahme] die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Malnahmen

mit.
Sie wenden diese Mallnahmen ab dem ... an.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Maflnahmen erlassen, nehmen sie im Wortlaut der
Malnahmen selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme und die

Formulierung dieser Erklérung.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 18

Berichterstattung und Bewertung

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat bis zum [24 Monate nach
Ablauf der Frist fiir die Umsetzung der Richtlinie] einen Bericht vor, in dem sie bewertet,
inwieweit die Mitgliedstaaten die erforderlichen MaBBnahmen getroffen haben, um dieser

Richtlinie nachzukommen.

Unbeschadet der in anderen Rechtsvorschriften der Union festgelegten Berichtspflichten
iibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission jéhrlich die folgenden statistischen Angaben
in Bezug auf die Straftaten im Sinne der Artikel 3, 4 und 5, wenn sie auf zentraler Ebene in

dem betreffenden Mitgliedstaat verfiigbar sind:

a)  die Anzahl der eingeleiteten Strafverfahren, die Anzahl der eingestellten Verfahren, die
Anzahl der Verfahren, die zu einem Freispruch fiihrten, die Anzahl der Verfahren, die

zu einer Verurteilung fiihrten, und die Anzahl der laufenden Verfahren,

b)  die im Anschluss an Strafverfahren wiedererlangten Betrdge und die geschétzten

Schéaden.

Die Kommission legt dem Européischen Parlament und dem Rat bis zum [60 Monate nach
Ablauf der Frist fiir die Umsetzung dieser Richtlinie] einen Bericht vor, in dem sie die
Auswirkungen bewertet, die die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser
Richtlinie auf die Pravention von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem

Betrug haben. Die Kommission beriicksichtigt Berichte gemif3 den Absdtzen 1 und 2.
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Im Hinblick auf das allgemeine Ziel der Stiarkung des Schutzes der finanziellen Interessen der
Union bewertet die Kommission ferner bis 36 Monate nach der Frist fiir die Umsetzung dieser

Richtlinie auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten erhobenen Daten, ob
- der in Artikel 2 Absatz 2 genannte Schwellenbetrag angemessen ist,
— die Bestimmungen {iber die Verjdhrung in Artikel 12 ausreichend wirksam sind,

— mit dieser Richtlinie Fille von Betrug im Zusammenhang mit der Vergabe 6ffentlicher

Auftriage wirksam angegangen werden,

und erstattet dem Europédischen Parlament und dem Rat Bericht.

Den in diesem Absatz genannten Berichten wird erforderlichenfalls ein Legislativvorschlag
beigefiigt, der eine spezifische Bestimmung {liber Betrug im Zusammenhang mit der Vergabe

offentlicher Auftrdage enthalten kann.

Artikel 19

Inkrafitreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.
Artikel 20
Adressaten

Diese Richtlinie ist gemal den Vertrdgen an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Europdischen Parlaments — Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident
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	eine Person, die ein Beamter oder sonstiger Vertragsbediensteter im Sinne des Statuts der Beamten der Europäischen Union oder der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union ist,
	eine Person, die der Europäischen Union von den Mitgliedstaaten oder von öffentlichen oder privaten Einrichtungen zur Verfügung gestellt wird und dort Aufgaben wahrnimmt, die den Aufgaben der Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäischen Union ...
	– der in Artikel 2 Absatz 2 genannte Schwellenbetrag angemessen ist,
	– die Bestimmungen über die Verjährung in Artikel 12 ausreichend wirksam sind,
	– mit dieser Richtlinie Fälle von Betrug im Zusammenhang mit der Vergabe öffentlicher Aufträge wirksam angegangen werden,

